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FRANKFURT, 8. November. Der hessi-
sche Landeswahlleiter hat den Ernst der
Lage erkannt. Wilhelm Kanther (CDU)
schließt nicht aus, dass nach dem endgül-
tigen amtlichen Ergebnis der hessischen
Landtagswahl nicht mehr die Grünen
zweitstärkste Kraft im neuen Landtag
sein werden, sondern die SPD. Das liegt
an eklatanten Fehlern beim Auszählen
am Wahlabend des 28. Oktober. Vor al-
lem in Frankfurt ist eine Menge schiefge-
gangen. In mehreren Wahllokalen wur-
den jeweils Hunderte Stimmen falsch
oder gar nicht erfasst, hinzu kommen
Übertragungsfehler, etwa durch Zahlen-
dreher. Weil in sechs Wahlbezirken bis
zum späten Abend kein Resultat vorlag,
wurden Zahl und Verteilung der Stimmen
nur geschätzt. Deshalb wird das vorläufi-
ge Endergebnis keinen Bestand haben.
Bis zum 16. November will Kanther nun
die Resultate aller 55 Wahlkreise prüfen
und dann das endgültige Ergebnis verkün-
den.
Wer die Zahlen betrachtet, erkennt die

Brisanz. In Hessen trennen die Grünen
auf Platz zwei und die SPD auf Platz drei
bislang nur 94 Stimmen. Außerdem gibt
es bislang eine knappe Mehrheit von ei-
nem Mandat für eine Fortführung der
schwarz-grünen Koalition im Wiesbade-
ner Landtag. Beide Befunde stehen nun
in Frage. Durch Recherchen dieser Zei-
tung wurde bekannt, dass in Frankfurt
teils grotesk falsche Zahlen in die Ergeb-
nislisten aufgenommenwurden. Seit Mitt-
woch sind diese von offizieller Stelle kor-
rigiert. Jetzt steht fest: Während für die
SPD 118 Stimmen zu wenig notiert wur-
den, waren es für die Grünen 127 Stim-
men zu viel. Allein durch diese Verschie-
bung liegen die Sozialdemokraten in Hes-
sen wieder vor den Grünen.
Daswiederumkönnte Folgen für dieKo-

alitionsgespräche haben. Zwar haben
CDU und Grüne schon erkennen lassen,
dass sie ihre Koalition fortsetzen wollen.
Allerdings war eine „Ampel“ aus Grünen,
SPD und FDP sehr früh von den Liberalen

verworfen worden, weil sie nicht unter ei-
nem Grünen-Ministerpräsidenten arbei-
ten wollten. Wenn nun aber die SPD doch
vor den Grünen liegt und somit Anspruch
auf den Posten des Ministerpräsidenten
hätte, dürfte die FDP gesprächsbereit
sein. Der Grünen-Landesvorsitzende Ta-
rek Al-Wazir sagte amDonnerstag, er wer-
de auf die Liberalen zugehen. Möglich ist
überdies, dass sogar die knappe schwarz-
grüneMehrheit wackelt. Die CDUkündig-
te an, die für Freitag geplante Entschei-
dung über einen Partner für Koalitionsver-
handlungen zu verschieben.
Die Schuld an dem Durcheinander, das

in vielen Frankfurter Wahllokalen und im
städtischen Wahlamt herrschte, gibt die
größte hessische Kommune dem landes-
weiten Computerprogramm „Wahlweb
Hessen“. Das System sei so überlastet ge-
wesen, dass sich die Mitarbeiter des Wahl-
amts nicht hätten einloggen können. Des-
halb hätten sie die aus denWahllokalen te-
lefonisch übermitteltenDaten nicht einge-
geben können. Im Laufe des Abends sei
man dazu übergangen, die Werte hand-
schriftlich zu notieren und nachträglich
einzugeben.
Weil für sechs Stimmbezirke die Anga-

ben komplett fehlten, behalf sich dasWahl-
amt mit Schätzungen. Dabei wurden die
Werte allerdings nicht hochgerechnet, son-
dern schlicht aus benachbarten Stimmbe-
zirken übernommen. Die Fehler waren
entsprechend groß: In einem Bezirk im
Stadtteil Niederursel lag die Schätzung
zum Beispiel um 211 Stimmen über der
tatsächlichen Wahlbeteiligung. Nach den
Worten vonHans-JoachimGrochocki, Lei-
ter der städtischen Geschäftsstelle Wah-
len, geht die Praxis des Schätzens auf eine
Anweisung der Landeswahlleitung zu-
rück. Ohne diese Werte hätte man die Er-
fassung ganzer Wahlkreise nicht beenden
können, und somit hätte es auch kein lan-
desweites Resultat gegeben. Bei der bayeri-
schen Landtagswahl hätten die Kollegen
in München fehlende Ergebnisse in ähn-
licher Weise ersetzt. (trau./trö.)
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Geschätztes Wahlergebnis
In Hessen könnte es jetzt doch eine Ampelkoalition geben

BERLIN/DÜSSELDORF/FRANKFURT,
im November

A ktuell ist es bei Sigmount Königs-
berg ein bisschen ruhiger. Zumin-
dest im Bereich Schule – einem sei-

ner Aufgabenfelder. Der Antisemitismus-
beauftragte der Jüdischen Gemeinde Ber-
lin ist erleichtert darüber. Als das alte
Schuljahr zu Ende ging, war die Lage eine
andere. Wöchentlich bekam Königsberg
Meldungen. Wöchentlich saßen jüdische
Eltern bei ihm, deren Kinder an nichtjüdi-
schen Schulen – vornehmlich an staatli-
chen, aber auch privaten – antisemitisch
gemobbt wurden. Königsberg sucht dann
mit den Schulen den Dialog. „Niemand
will ja ein Kind aus seinem Alltag reißen.
Das ist die Ultima Ratio“, sagt er. Manch-
mal gelingt es, das zu vermeiden. Aber bei
weitem nicht immer. „Und wenn ein Kind
die Schule verlassen muss, dann ist es ei-
gentlich immer das jüdische.“ Er berichtet
von Bagatellisierung durch Schulleitun-
gen. Von den Versuchen, solche Situatio-
nen einfach auszusitzen. Bis hin zum Igno-
rieren – trotz eindeutiger Hinweise.
Königsberg sitzt im Schulleiterbüro in

der zweiten Etage des JüdischenGymnasi-
ums Moses Mendelssohn, während er da-
von berichtet. Leicht zurückgesetzt steht
das alte Schulgebäude an der Großen
Hamburger Straße in Berlin-Mitte – umge-
ben von einem Metallzaun, bewacht von
der Polizei sowie gemeindeeigenem Si-
cherheitsdienst. Über 400 Schüler werden
hier unterrichtet. Ihr Schulleiter ist seit

vier Jahren Aaron Eckstaedt. „Bei uns am
Gymnasium lernen die Schülerinnen und
Schüler, wie jüdische Identität in einermo-
dernen Welt aussehen kann“, sagt er. Die
Fächer Jüdische Religion und später Religi-
onsphilosophie sowie Hebräisch sind über
weite Teile der Schullaufbahn verpflich-
tend. Der Zulauf ist groß – von jüdischen,
aber auch nichtjüdischen Schülern.
Das Jüdische Gymnasium Moses Men-

delssohn ist in dieser Hinsicht exempla-
risch für das jüdische Bildungssystem, das
in den Städten, in denen es große jüdische
Gemeinden gibt, insgesamt stark wächst.
Allein in den vergangenen drei Jahren
wurden in München, Düsseldorf und
Frankfurt die Strukturen für eine jüdische
Schulbildung bis zum Abitur geschaffen.
In der bayrischen und der nordrhein-west-
fälischen Landeshauptstadt durch die Neu-
gründung von jüdischen Gymnasien, in
Frankfurt durch die Erweiterung des be-
stehenden Systems. Doch es ist nicht nur
dieser Ausbau im Bereich der weiterfüh-

renden Schulen, der das Wachstum zeigt.
An der Düsseldorfer Yitzhak-Rabin-
Grundschule war im Jahr ihres 25-jähri-
gen Bestehens vor kurzem die Nachfrage
erstmals größer als die Kapazität. 2019
soll daher nun mit drei statt bislang zwei
Klassen gestartet werden.
Es gibt Stimmen, die glauben, dass sich

diese Entwicklung fortsetzt. Michael Szen-
tei-Heise ist eine von ihnen. Der Vierund-
sechzigjährige ist seit über drei Jahrzehn-
tenVerwaltungsdirektor der jüdischenGe-
meinde in Düsseldorf. Zum Schulstart vor
einigen Wochen hat die „Jüdische Allge-
meine“ ein Plädoyer von ihm veröffent-
licht. Der Titel: „Wir brauchen jüdische
Schulen“. Es baute auf zwei Argumente.
Beide sind, so verschieden, ja gegensätz-
lich sie doch sind, auch Hinweise darauf,
wieso die jüdischen Schulen heute einen
derart großen Zulauf haben. Das eine lau-
tet: Jüdische Bildungseinrichtungen sind
notwendig, um jüdische Identität undWer-
te zu entwickeln und zu stärken. Es war

schon das zentrale Anliegen Anfang der
neunziger Jahre, als jüdische Schulen zum
ersten Mal boomten. In Düsseldorf wurde
etwa die Yitzhak-Rabin-Schule gegründet.
In Berlin das GymnasiumMosesMendels-
sohn, das damals noch schlicht JOS – Jüdi-
sche Oberschule – hieß. Möglich wurde
die Entwicklung dadurch, dass nach dem
Mauerfall binnen weniger Jahre Zehntau-
sende jüdische Kontingentflüchtlinge aus
der ehemaligen Sowjetunion kamen. Wa-
ren die Jahrgänge zuvor oft so schwach,
dass die Einrichtung von Schulen undenk-
bar war, änderte sich das.
Das andere Argument, sagt Szentei-Hei-

se, sei neuer; ein Ergebnis der vergange-
nen zwei, drei Jahre. Die aktuellen Ent-
wicklungenmachten es dringend erforder-
lich, Schutzräume vor antisemitischen An-
griffen zu schaffen. Mitte 2017, sagt Szen-
tei-Heise, seien in der jüdischen Religions-
schule auf Einladung rund 50 Schüler zu-
sammengekommen. Der Vorstand der
Düsseldorfer Gemeinde war da, die Schul-
verwaltung der Stadt und auch ein Vertre-
ter der israelischen Botschaft. Die Jugend-
lichen sollten berichten über das Jüdisch-
sein an nichtjüdischen Schulen. „Es war
wirklich entsetzlich“, sagt Szentei-Heise.
Die Zahl derer, die von antisemitischem
Mobbing und Angriffen erzählten, sei
groß gewesen. „Wir waren perplex.“
Harry Schnabel kann in Frankfurt je-

den Tag sehen, wie die jüdische Schule
wächst. Die Großbaustelle liegt direkt ne-
ben dem Gemeindezentrum. „Es ist im-
mer viel los in unserer Gemeinde“, sagt
ihr Schuldezernent, „aber: Momentan ist
es schon besonders viel.“ Denn neben
Schule ist Schnabel auch noch für die Res-
sorts Bauen und Finanzen zuständig und
damit nun, da ein Schulgebäude entsteht,
in vielerlei Hinsicht involviert. Der Platz
im aktuellen Stammhaus der jüdischen
Isaak-Emil-Lichtigfeld-Schule ist für die
inzwischen fast 600 Schüler deutlich zu
eng geworden. Mit der neuen gymnasia-
len Oberstufe, die seit diesem Schuljahr
aufgebaut wird, braucht es nun zusätzli-
che Räumlichkeiten. So wird für die Klas-
sen eins bis vier für 13Millionen Euro neu
gebaut. Als die Schule 1966 als Grund-
schule gegründet wurde, war sie die erste
jüdische in Nachkriegsdeutschland. „Eine

Zwergenschule“, wie Schnabel sagt. Zwan-
zig Jahre später folgten die Klassen fünf
und sechs. Seit 2006 gab es eine Sekundar-
stufe I. Und nun also denWeg bis zumAbi-
tur – wie zuletzt im Jahr 1939. „Wir haben
abwarten müssen, sind organisch gewach-
sen“, sagt Schnabel. Warum gerade jetzt
der Schritt zur gymnasialen Oberstufe er-
folgt? „Unsere Aufgabe ist es, auf gesell-
schaftliche Veränderungen zu reagieren
sowie Anregungen und Wünsche unserer
Gemeindemitglieder aufzugreifen“, sagt
Schnabel. Und der Wunsch, diesen Schritt
zu gehen, sei groß gewesen.

A uch heute spielen Fragen der Iden-
tität bei der Schulentwicklung
eine wichtige Rolle. Es waren al-

len voran die konservativ religiösen Mit-
telschichten der Jüdischen Gemeinde in
Frankfurt, die sich für eine Oberstufe
starkmachten – und auf Zustimmung stie-
ßen. Eine Gruppe, für die auch im Schul-
alltag die Einhaltung von religiösenGebo-
ten und Riten zählt. Gewachsen ist sie in
den neunziger Jahren durch die Zuwande-
rung aus Osteuropa. Es ist somit auch der
damals angestoßene Prozess, der sich nun
fortsetzt. Und doch ist die Lage eine ande-
re. Die Schulentwicklung nach dem Mau-
erfall sei auch ein Spiegel des Vertrauens
gewesen, dass Jüdisch-sein nach dem Ho-
locaust in Deutschland Perspektive hat,
sagt Schnabel. Es war der Ausdruck einer
Blüte – und das nicht nur quantitativ.
„Jetzt stehen wir an einem Scheideweg“,
sagt der Schuldezernent. Weil es nun ein
völlig konträrer Punkt sei, der die Ent-
wicklung der Schulen zumindest mit be-
dinge: Verunsicherung statt Vertrauen.
„Es gibt die Eltern, die ihre Kinder lieber
direkt auf eine jüdische Schule schicken
wollen, damit es gar nicht zu einer Situati-
on kommen kann, in der sie antisemitisch
gemobbt und angegriffen werden“, sagt
Schnabel. Und er sagt auch: „Das ist be-
stimmt nicht der Grund, aus dem wir
wachsen wollen.“
Belastbare Zahlen über das antisemiti-

sche Mobbing an Schulen gibt noch es kei-
ne. In Berlin könnte sich das bald ändern.
Ab demSchuljahr 2019/20 soll es eineMel-
depflicht für diese Vorfälle geben – als ei-
genständige Kategorie in den Notfallplä-
nen der Berliner Schulen. Schulleitungen

werden dadurch verpflichtet, das Mob-
bing an Schulverwaltung und Polizei wei-
terzugeben. Es sei ein guter Schritt, sagt
Sigmount Königsberg, „dann sind die Aus-
flüchte weg“. Hoffnung auf schnelle Ver-
änderung gibt es aber dennoch in keiner
der Gemeinden. „Die Schulbürokratie ist
schwerfällig“, sagt Szentei-Heise. Der Lei-
ter des Jüdischen Gymnasiums Moses
Mendelssohn, Aaron Eckstaedt, bemän-
gelt vor allem eine allgemein fehlende Pro-
fessionalität im Umgang mit Diversität:
„Wir haben in Deutschland immer ge-
dacht, dass wir auf einem wunderbaren
Weg sind, stellen aber jetzt fest: Es fehlt
ganz viel.“ Das betreffe insbesondere
auch die Lehrerausbildung und -fortbil-
dung, findet Harry Schnabel. „Das
Schimpfwort ‚Jude‘ ist auf Schulhöfen gän-
gig. Das ist psychischer Druck. Viele Leh-
rer hören weg, weil der Umgang damit läs-
tig wäre.“ Judenhass werde entschuldigt
oder auch als Israel-Kritik abgetan, statt
ihn deutlich beim Namen zu nennen.
So ist es nicht auszuschließen, dass Sig-

mount Königsbergs Ruhe bald vorbei ist –
wie am Ende des vergangenen Schuljah-
res. Er hofft, dass er in Zukunft noch effek-
tiver helfen kann. Dafür drängt auch er
auf eine weitere jüdische Einrichtung.
„Wir brauchen eine Sekundarschule“, sagt
der Antisemitismusbeauftragte. Es ist die
Schulform, in der die Lage in Berlin aktu-
ell besonders besorgniserregend sei – und
das jüdischeGymnasium kann diese Schü-
ler aus Leistungsgründen nicht aufneh-
men. „Deshalb befindet sich der Vorstand
der Gemeinde mit dem Senat in Gesprä-
chen“, sagt Königsberg. Für Harry Schna-
bel ist bei allen diesen Bemühungen vor al-
lem eines entscheidend: „Wir müssen an
den jüdischen Schulen den Anteil der
nichtjüdischen Schüler behalten“, sagt er.
Das sei die Entwicklung, die es zu beob-
achten gelte – es sei ein Gradmesser.
„Wenn er kleiner wird, wäre das fatal.“ An
der Isaak-Emil-Lichtigfeld-Schule ist man
stolz auf die große Vielfalt. Die Schüler
kommen aus achtzehn Nationen. Dreißig
Prozent sind nichtjüdisch. Es sind auch ei-
nige Muslime unter ihnen. In der Großen
Hamburger Straße in Berlin ist das ähn-
lich. Schutzräume sind sie notgedrungen.
Aber Rückzugsorte wollen sie nicht sein –
oder werden.

Bräuche und Riten vermitteln: Unterricht an jüdischer Schule in Frankfurt Foto Visum

oll. BERLIN, 8. November. Kurz vor Be-
ginn der Synode der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD) in Würzburg
hat die Kommission zur Aufarbeitung des
sexuellen Missbrauchs die EKD aufgefor-
dert, eine unabhängige Aufarbeitung se-
xueller Gewalt in der Kirche und ihren
Einrichtungen in Gang zu setzen. „Der se-
xuelle Missbrauch in kirchlichen Institu-
tionen und vor allem dessen Verschwei-
gen und Vertuschen hat die moralische In-
tegrität auch der evangelischen Kirche
schwer beschädigt“, heißt es in einer Stel-
lungnahme der Kommission, die amMitt-
woch in Berlin veröffentlicht wurde. Die
Kommission empfiehlt der EKD außer-
dem, eine eigene wissenschaftliche Stu-
die in Auftrag zu geben, die alle Pfarrerin-
nen und Pfarrer, Diakonissen und Diako-
ne einbezieht. Gelingende Aufarbeitung
bedürfe unabhängiger Fachleute, denen
ein uneingeschränkter Zugang zu Archi-
ven und Akten der Landeskirchen ge-
währt werden müsse. Dieser sollte so-
wohl in Aufarbeitungsprozessen in den
Landeskirchen als auch einer EKD-wei-
ten Studie ermöglicht werden.
Die Anhörungen der Kommissionen

zeigten, dass gerade von sexueller Gewalt
Betroffene in der evangelischen Kirche
Missbrauch nicht angezeigt hätten. Um
das Ausmaß und die strukturelle Dimensi-
on des Missbrauchs zu erfassen, müsse es
einen gezielten Aufruf geben, um Betrof-
fene zu erreichen undGeschehenes zu do-
kumentieren. Die Betroffenen hätten das
Recht auf ein transparentes und offenes
Verfahren, das nach rechtsstaatlichen
Prinzipien ablaufe, und das heiße vor al-
lem, dass auch über das Disziplinarverfah-
ren hinaus eine kirchenunabhängige juris-
tische und psychosoziale Prozessbeglei-
tung gewährleistet sei, deren Finanzie-
rung die Kirchen übernehmen müssten.
Die Kommission appelliert an die Kir-

chen, den Betroffenen Akteneinsicht zu
gewähren und nicht – wie in mehreren
Fällen geschehen – Verschwiegenheit
über Ablauf oder Ergebnis eines Verfah-
rens zu vereinbaren. Für dringend nötig

hält sie insbesondere von der Kirche unab-
hängige zentrale Anlauf- und Beschwer-
destellen für die Anliegen von Betroffe-
nen. Es genügt nicht, wenn die Kirche die
Opfer darauf verweist, dass sie sich an die
zuständige Landeskirche wenden kön-
nen. Wie verletzend solches Vorgehen oft
war, hat sich bei der Anhörung zum sexu-
ellen Missbrauch in beiden Kirchen in
Berlin im Frühsommer gezeigt.
Die zu leistenden Entschädigungen

brauchten für alle Landeskirchen eine
transparente und nachvollziehbare Be-
gründungslogik und sollten nach einheitli-
chen Kriterien zugesprochen werden. Sie
müssten außerdem in einem Umfang ge-
leistet werden, der alle notwendigen psy-
chotherapeutischen und rehabilitativen
Hilfen abdecke. Bisher schon abgeschlos-
sene Disziplinarverfahren gegen Täter
zeigten, dass auch die evangelische Kir-
che oft genug täterschützend vorgegan-
gen sei, kritisiert die Kommission. Sie for-
dert die Kirchen deshalb auf, auch abge-
schlossene interne Verfahren noch ein-
mal extern überprüfen zu lassen, ob die
angemessenen disziplinarrechtlichen
Konsequenzen gezogen wurden. Es sei
notwendig, „die eigenen institutionellen
Strukturen konsequent zu reflektieren
und zu verändern, die den Missbrauch zu
einem systemischen Problem haben wer-
den lassen“. Die kritische Prüfung dürfe
auch nicht vor der seelsorgerlichen Praxis
haltmachen, die das Wissen über Taten
und beschuldigte Personen geheim halte.
Dieser Praxis dürfe nicht mehr Bedeu-
tung beigemessen werden als dem Schutz
von Kindern und Jugendlichen.
„Die EKD bräuchte das Amt einer/s of-

fiziellen Beauftragten im Bischofsrang“,
dem ein Gremium vonMissbrauchsbeauf-
tragten der Landeskirchen zugeordnet
werdenmüsse, heißt es in den Empfehlun-
gen der Kommission, die ihre Bereit-
schaft erklärt hat, der evangelischen Kir-
che bei der Aufarbeitung zu helfen und
mit ihr zusammen Standards und Krite-
rien der Aufarbeitung verbindlich festzu-
legen.

DÜSSELDORF, 8. November. Es ist ein
Mammutverfahren, das am Donnerstag
in Siegen begonnen hat: Rund 30 Ange-
stellte eines privaten Wachdienstes und
Mitarbeiter der Leitung einer Flüchtlings-
unterkunft im nordrhein-westfälischen
Burbach sowie Bedienstete der in Nord-
rhein-Westfalen für die Flüchtlingsunter-
bringung zuständigen Bezirksregierung
Arnsbergmüssen sich wegen der systema-
tischen Misshandlung von Heimbewoh-
nern verantworten. Die Staatsanwalt-
schaft wirft den Angeklagten vor, im Zeit-
raum zwischen Dezember 2013 und Sep-
tember 2014 insgesamt 54 Fälle von Frei-
heitsberaubung, Nötigung, Diebstahl und
Körperverletzung begangen zu haben.
Wegen der großen Zahl der Angeklagten
und des erheblichen öffentlichen Interes-
ses findet die Hauptverhandlung nicht im
Siegener Landgericht, sondern in einem
Tagungsraum der Siegerlandhalle statt.
Die Misshandlungen waren im Septem-

ber 2014 durch Handyfotos und ein Video
bekannt geworden und hatten auch über-
regional Entsetzen hervorgerufen. Auf ei-
nem der Bilder war ein sich am Boden
windender Flüchtling zu sehen, dem die
Hände auf dem Rücken gefesselt waren.
Ein schwarzgekleideterWachmann drück-
te seinen Stiefel in den Nacken des Flücht-
lings. Hinter dem Opfer war ein zweiter
Wachmann zu sehen. Ein Film zeigte ei-
nen anderen Asylbewerber, den Wachleu-
te zwangen, sich neben Erbrochenem auf
eine Matratze zu legen.
Zu den Schikanen und Misshandlun-

gen soll es laut Anklageschrift vor allem
in sogenannten Problemzimmern gekom-
men sein, die Wachleute in der ehemali-
gen Siegerland-Kaserne eingerichtet hat-
ten – für Flüchtlinge, die „besondere
Schwierigkeiten“ bereiteten, wie Zeugen
später sagten. Bis zu acht Stunden lang
wurden Asylbewerber dort eingesperrt,
die „Ärger machten“, gab einer der nun
Angeklagten bei den Ermittlungen zu Pro-
tokoll. Einige Wachleute äußerten sich
früh auch in denMedien, gaben sich reuig
und stellten sich als Opfer der Umstände

dar. Die Lage in der ehemaligen Bundes-
wehrkaserne sei „unkontrollierbar“ gewe-
sen. Als Wachmann habe man sich oft
überfordert gefühlt, weil es zwischen den
Asylbewerbern oft zum Streit gekommen
sei. Regelmäßig sei das Sicherheitsperso-
nal von einigen Flüchtlingen angegriffen
worden. Die Staatsanwaltschaft hält Er-
klärungen wie diese für Ausflüchte. Sie
ist überzeugt, dass es den Tätern darum
ging, die Heimbewohner für Verstöße ge-
gen die Hausordnung wie Rauchen oder
Alkoholkonsum auf den Zimmern per
Selbstjustiz zu bestrafen. Schon beim
Transport in die „Problemzimmer“ soll es
zu Körperverletzungen, Nötigungen und
Diebstählen gekommen sein. Motiv für
das Vorgehen sei auch gewesen, die Zahl
der Meldungen von Zwischenfällen in der
Unterkunft an Polizei- und Ordnungsbe-
hörden niedrig zu halten und den Ruf der
Flüchtlingsunterkunft nicht zu gefähr-
den. „Die Verantwortlichen wollten mög-
lichst wenig Polizeieinsätze, um den priva-
ten Heimbetreiber, die Einrichtung und
das Personal gut dastehen zu lassen“, sag-
te Oberstaatsanwalt Christian Kuhli.
Zu den Angeklagten zählen auch zwei

Mitarbeiter der Bezirksregierung Arns-
berg. Ihnen wirft die Anklage Freiheitsbe-
raubung durch Unterlassen vor. Die bei-
den Bediensteten hätten von den Taten
gewusst, seien aber dennoch nicht einge-
schritten. Die 1. Große Strafkammer des
Landgerichts Siegen hat für das Verfah-
ren bisher 23 Verhandlungstage bis Mai
2019 angesetzt. Insgesamt hat die Staats-
anwaltschaft 38 Personen angeklagt.
Zwei Verfahren gegen sechs geständige
Beschuldigte waren zwischenzeitlich ab-
getrennt worden, sie sollen im kommen-
den Jahr beginnen. Am Donnerstag wur-
den zudem die Verfahren von drei weite-
ren Angeklagten abgetrennt, die erkrankt
sind oder zu spät geladen worden waren.
Nach den Burbacher Misshandlungsfäl-
len hatte sich eine breite öffentliche De-
batte über die Standards von Flüchtlings-
unterkünften und Qualifikation des dort
eingesetzten privaten Sicherheitsperso-
nals entwickelt.
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Wachstum ohne Blüte

„Moralische Integrität beschädigt“
Kommission fordert von EKDAufklärung vonMissbrauch

Genötigt, geschlagen, bestohlen
Der Burbach-Prozess hat begonnen / Von Reiner Burger
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Die Zahl der jüdischen
Schulen wächst. Ein
gutes Zeichen, finden
alle Beteiligten.
Aber immer häufiger
werden die jüdischen
Einrichtungen zu
Schutzräumen.

Von Johannes Mohren
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